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1. Allgemeines zum Projekt 
 
1.1 Kurzdarstellung der Baumaßnahme 
  
Die DRK Kliniken Berlin Köpenick sind ein Krankenhaus in Trägerschaft des DRK Schwesternschaft 
Berlin e.V. und weisen mit 564 Planbetten und 13 bettenführenden Fachabteilungen ein breites 
Leistungsspektrum der medizinischen Versorgung auf. Am Standort Köpenick hat sich in den letzten 
Jahren ein medizinischer Campus mit dem Fokus einer Sektor übergreifenden Versorgung mit dem 
Schwerpunkt Onkologie entwickelt.  
Die Versorgungsverantwortung des Standortes wird auch durch die Lage im Bezirk Treptow-
Köpenick mit rd. 280.000 Einwohnern bei insgesamt 2 Krankenhäusern unterstrichen. Der 
prognostizierte Bevölkerungsanstieg für den Bezirk liegt bis 2030 bei 9,8%. Der Versorgungsbedarf 
und die infrastrukturellen Anforderungen werden damit ebenfalls steigen. 
 
Das Ausbildungszentrum Gesundheit und Pflege soll die Ausbildungsmöglichkeiten am Standort 
stärken, zusätzliche Ausbildungskapazitäten schaffen und eine enge Verzahnung der praktischen und 
theoretischen Ausbildung ermöglichen. 
 
Es ist vorgesehen, das Ausbildungszentrum im denkmalgeschützten Bestandsgebäude Haus 10 auf 
dem Klinikgelände unterzubringen. Das Gebäude ist 4-geschossig. Für das Bildungszentrum stehen 
die beiden unteren Etagen und das Dachgeschoss zur Verfügung.  
 
Der Baubeginn soll im April 2025 erfolgen und die Fertigstellung ist im Februar 2026 vorgesehen. 
 
1.2 Bisheriges Verfahren 
 
Das Bedarfsprogramm (BP) wurde am 31.10.2023 geprüft. 
 
Die Baumaßnahme gehört zu den Fördermaßnahmen des Programms „Pflegefachschulen“, für die 
Mittel des Strukturfonds II zur Verfügung gestellt werden sollen, d.h. der Bund fördert 50 % der 
Gesamtkosten. Dazu ist es erforderlich, dass weitere 25 % das Land Berlin und 25 % die zu fördernde 
Einrichtung finanziert. 
Die geprüfte VPU ist Voraussetzung um das Einvernehmen mit den Krankenkassen und Ersatzkassen 
herbeizuführen sowie einen Antrag auf Förderung beim Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) zu 
stellen. Die Antragsstellung beim BAS muss bis zum 31.12.2024 erfolgen. 
 
Auf Grund der Preissteigerungen vom Bedarfsprogramm (2.200.000,00 €) zur eingereichten VPU 
(5.733.000,00 €) hat der Krankenhausträger bereits eine Anpassung der Planung hinsichtlich möglicher 
Einsparpotentiale veranlasst, da er den erhöhten Eigenanteil in diesem Umfang nicht leisten kann. 
Nach derzeitigem Stand bedeutet dies, dass es Umplanungen geben wird, in deren Folge das 
Raumprogramm, die Raumaufteilung und die technische Ausstattung des Ausbildungszentrums 
angepasst werden müssen. 
Der Krankenhausträger ist zur Umsetzung der Maßnahme auf die Fördermittel angewiesen. SenWGP 
wird ohne die Bundesmittel des BAS keine Fördermittel des Landes Berlin zur Verfügung stellen. Somit 
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könnte das im Land Berlin dringend benötigte Ausbildungszentrum ohne die Mittel des Strukturfonds II 
nicht etabliert werden.  
Um den Termin der Antragsstellung beim BAS nicht zu gefährden, wurde daher auf die Aktualisierung 
der eingereichten VPU verzichtet und die Prüfung der Unterlagen auf dem eingereichten Planungsstand 
vorgenommen.  
Die Planung wird nach Aussage des Krankenhauses zur BPU angepasst. Die Überarbeitung hat mit 
Beginn der Aufstellung der BPU zu erfolgen und ist parallel insbesondere mit dem Mittelgeber 
abzustimmen. Die sich daraus ergebenden Kostenveränderungen werden voraussichtlich eine 
Aktualisierung der Fördermittelhöhe nach sich ziehen. Dies ist angemessen durch den 
Fördermittelgeber zu berücksichtigen.  
 
2. Gegenstand der Prüfung 
 
Gegenstand der Prüfung sind die von der SenWGP am 25.09.24 bestätigten Vorplanungs-
unterlagen, eingegangen bei SenStadt VI MH am 29.08.24, bestehend aus 1 Ordner (inkl. 1 
digitaler Datenträger). 
Die Unterlagen wurden am 02.10.24 ergänzt. 
Die Unterlagen sind prüfbar im Sinne der Ergänzenden AV zu den AV § 24 LHO und der KhföVO. 
 
3. Grundlagen der Prüfung 
 
Auf der Grundlage der Ergänzenden AV zu den AV § 24 LHO und der KhföVO wurden die 
Zweckmäßigkeit in funktionaler, gestalterischer, konstruktiver, technischer, ökologischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht sowie die Schlüssigkeit des Planungsrahmens insbesondere hinsichtlich der 
Angemessenheit der Kosten geprüft. Dabei wurden städtebauliche, planungsrechtliche und 
grundstücksbezogene Aspekte mitberücksichtigt. 
 
Weitere Grundlagen:  
- das geprüfte BP vom 31.10.2023, 
- die Ergebnisse der Abstimmungsgespräche mit dem Bedarfsträger/ Nutzer (PBA). 
 
4. Ergebnis der Prüfung 
 
Kosten des geprüften Bedarfsprogramms:  2.200.000,00 € 

     Kostenstand 1. Quartal 2023 
 
Kosten der eingereichten Vorplanungsunterlagen:  5.733.000,00 € 

  Kostenstand 2. Quartal 2024 
 
Kosten der geprüften Vorplanungsunterlagen: 4.920.000,00 € 

  Kostenstand 2. Quartal 2024 
 
Die Prüfung der Kosten erfolgte gemäß geltendem Haushaltsprinzip in Brutto. 
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Eine Indexsteigerung bis zur Fertigstellung der Maßnahme ist voraussichtlich zu erwarten. Eine 
Summe wurde hierfür in der geprüften Kostenschätzung nicht berücksichtigt. Hierzu wird auf die LHO 
§ 24, Abs. 5 verwiesen. 
In den geprüften Gesamtkosten (GK) sind die Mittel für Unvorhergesehenes (UV) und zur Rundung  
gemäß ABau enthalten. Über diese Beträge ist nur mit der vorherigen Zustimmung der ministeriellen 
Prüfinstanz zu verfügen. 
Die baufachlichen Voraussetzungen zur Beauftragung der Leistungsstufe 2 gemäß Vertragsmuster 
ABau (bzw. der Leistungsphasen 3 bis 5 gemäß HOAI) sind gegeben, soweit die Auflagen der 
Prüfung erfüllt und die VPU durch die Bewilligungsbehörde gebilligt sind. 
Mit der Prüfung ist keine Finanzierungszusage verbunden.  
 
5. Erläuterungen zur Prüfung 
 
5.1 Bezüge zur bisherigen Planung 
 
Die VPU entsprechen in Teilen nicht dem gebilligten BP. Die Abweichungen betreffen vornehmlich 
geänderte Raumnutzungen (siehe Punkt 5.2 Prüfvermerk). 
 
5.2 Raum- und Funktionsprogramm, Flächenwerte 
 
Das geänderte Raum-, Funktions- und Ausstattungsprogramm wurde von der zuständigen 
Fachverwaltung SenWGP bestätigt.  
Die Abweichungen sind vor allem damit begründet, dass der vorliegende Entwurf die 
Unterrichtsräume für die Auszubildenden im Souterrain zusammenfasst und die Bereiche der 
Schulleitung/Lehrkräfte im Hochparterre anordnet. Der Bereich der Umkleiden im UG entfällt 
zugunsten eines großen Klassenraumes, der auch für Veranstaltungen genutzt werden kann. In den 
Schacht des bereits stillgelegten Aufzuges werden Decken eingezogen um diese Flächen ebenfalls 
zu nutzen. Die Baummaßnahme wird auf Grund der Notwendigkeit einer Lüftungsanlage auf das 
Dachgeschoß ausgeweitet.  
Der Flur 0.101.2 ist in der eingereichten Flächenermittlung nicht erfasst. Die Verkehrsfläche erhöht 
sich dadurch um 3,40 m². Die Angaben sind in den BPU zu korrigieren.  
 
Soll/ Ist-Vergleich Flächen/ Kubus: 
 
 BP geprüft VPU eingereicht VPU geprüft  Abweichung geprüfte 

VPU/ BP 
NUF (m²) 432 456 456 + 24 

BGF (m²) 800 900 900 + 100 

BRI (m³) 2.477 3.218 3.218 + 741 
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Nach der Prüfung stellen sich die Flächenverhältnisse wie folgt dar: 
 
 VPU eingereicht VPU geprüft 

BGF/ NUF 1,97 1,97 

BRI/ NUF 7,06 7,06 

BRI/ BGF 3,58 3,58 
 
5.3 Kostenveränderungen  
 
5.3.1 Kostengliederung nach DIN 276 
 
Nachstehend sind die Kostenveränderungen nach erfolgter Kostenprüfung ausgewiesen: 
Kostengruppe (KG) BP geprüft (€) VPU eingereicht (€) VPU geprüft (€) 
100 Grundstück / /  

200 Vorbereitende Maßnahmen / 13.000 13.000 

300 Bauwerk - Baukonstruktionen 1.000.000 1.912.000 1.871.000 

400 Bauwerk - Technische Anl. 500.000 1.156.000 1.156.000 

Bauwerkskosten (BWK) 
Summe 300 + 400 

1.500.000 3.068.000 3.027.000 

500 Außenanlagen und 
Freiflächen 

50.000 255.000 260.000 

600 Ausstattung und Kunstwerke 150.000 575.000 480.000 

700 Baunebenkosten 500.000 1.822.000 1.140.000 

800 Finanzierung / / / 

UV und Rundung  
in Summe 100 – 800 enthalten 

220.000 512.218 448.761 

GK Summe 100 – 800 
(inkl. UV und Rundung) 

2.200.000 5.733.000 4.920.000 

 

Gegenüber dem BP haben sich folgende wesentliche Veränderungen ergeben:    
 
Nach erfolgten weiterführenden Untersuchungen konnten die vermutlichen Ursachen der 
Feuchtigkeitsschäden im Souterrain bestimmt und auf dieser Basis Kosten für deren Beseitigung 
ermittelt werden. Es sind diverse vorbereitende Arbeiten erforderlich, die westliche Außentreppe 
muss abgebrochen und neu errichtet werden.  
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Nach Rückbau der Rampen-Überdachung wird ein neues kleineres Dach errichtet und eine 
Hebeanlage installiert.  
Im Souterrain entsteht auf der Fläche, die ursprünglich für Umkleidebereiche vorgesehen war, ein 
großer Klassenraum, der einen Zugang zum Pausenhof erhält. Die historischen Fensteröffnungen im 
Souterrain werden zu besseren Belichtung und Belüftung der Räume teilweise wiederhergestellt. Um 
zusätzliche Flächen zu schaffen, werden im ungenutzten Aufzugsschacht Decken eingezogen.  
Zur Gestaltung des Pausenhofes liegt nunmehr eine konkrete Planung und differenzierte 
Kostschätzung vor. 
 
Erläuterungen zu Kostenveränderungen im Rahmen der Prüfung der VPU: 
 
Alle Positionen sind mit konkreten Leistungen zu hinterlegen. Sogenannte Risiko- oder 
Pufferpositionen wurden gestrichen. Sollten Leistungen in diesen Positionen anfallen, ist hierfür das 
UV heranzuziehen. 
 
Für die in der technischen Baubeschreibung (Reiter E) erwähnten neuen Pollerleuchten mit 
Handyladebuchsen und Steckdosen sind in den eingereichten Unterlagen keine Mittel vorgesehen 
und auch im Rahmen der Prüfung nicht ergänzt worden. Im Zuge der Erstellung der BPU sind die hier 
anfallenden Kosten zu ermitteln und entsprechend zu berücksichtigen. 
 
Die eingereichte Kostenschätzung enthält Kosten in KG 619 Allgemeine Ausstattung, KG 629 
Besondere Ausstattung und KG 639 Informationstechnische Ausstattung. Diese Kosten sind zu hoch 
angesetzt und wurden pauschal gemindert.  
 
In den Baunebenkosten sind Eigenleistungen des Bauherrn (Projektsteuerung, 
Inbetriebnahmemanagement) in Höhe von ca. 260.000,00 € enthalten. Die Entscheidung über deren 
grundsätzliche Förderfähigkeit obliegt dem Fördermittelgeber. Mittel für die Bedarfsplanung sind 
vom Träger aus Eigenmitteln zu finanzieren.   
Die Baunebenkosten sind zu hoch angesetzt und wurden pauschal reduziert.  
 
Weitere Hinweise zu Kostenveränderungen sind den geprüften VPU direkt zu entnehmen. 
Aus dieser Prüfung resultierende Planungsänderungen sind im Rahmen der festgesetzten 
Gesamtkosten zu realisieren. 
 
5.3.2 Hinweise zur Kostenermittlung/ Kennwertvergleich/ Referenzobjekte:  

Bei der Prüfung der Vorplanung wurden mehrere Berechnungsmethoden angewandt, um zu 
angemessenen GK zu gelangen. Neben der Aufschlüsselung des Raumprogramms nach 
Kostenflächenarten erfolgte auch der Abgleich über Kennwerte zur Kubatur und Nutzungsfläche unter 
Berücksichtigung standortspezifischer Besonderheiten sowie der Vergleich mit Referenzobjekten.  
 
Für einen Kostenvergleich wurden nur die bauwerksbezogenen Kostengruppen 300 – Baukonstruktionen 
- sowie die Kostengruppe 400 – Technische Anlagen – bzw. die aus diesen beiden Kostengruppen 
gebildeten Kostenkennwerte herangezogen. 
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5.4 Weitere Prüfungsinhalte 
 
5.4.1 Aussagen zu planungs-/baurechtlichen Belangen 
 
Das Bestandgebäude ist in der Denkmalliste des Landes Berlin eingetragen. Es wurde 1912 – 1914 
als Desinfektions- und Leichenhaus errichtet und in den Jahren 1965 (Einbau Aufzug) und 1988 
(„Rekonstruktion Pathologie“) baulich angepasst. So wurden zum Beispiel im Souterrain 
Fensteröffnungen verschlossen. Die vorliegende Planung sieht unter anderem die Wiederherstellung 
dieser Öffnungen vor und wurde bereits mit der Unteren Denkmalbehörde besprochen.  
 
Ein Brandschutzkonzept wurde erstellt und liegt den VPU unter Reiter F bei. Die Einstufung des 
Gebäudes erfolgt in Gebäudeklasse 4, Sonderbau. Souterrain und Hochparterre bilden jeweils eine 
Nutzungseinheit und erhalten über die beiden vorhandenen Treppenräume 2 notwendige 
Treppenhäuser. Beide Geschosse des Ausbildungszentrums erhalten eine Alarmierungsanlage mit 
Handmeldern und werden mit einer Sicherheitsbeleuchtung ausgestattet. 
 
Das Baugrundstück befindet sich im Wasserschutzgebiet, Zone III B. 
 
Im Rahmen einer Schadstoffuntersuchung wurden Asbest, KMF, Blei, PCB und Quecksilber 
nachgewiesen.   
 
Zu den Baugrundverhältnissen liegen Untersuchungsergebnisse aus den 1970er Jahren vor (nicht 
Bestandteil der VPU). Eine maßgebliche Veränderung der Baugrundverhältnisse seit damals ist nicht 
zu erwarten, so dass die Untersuchungsergebnisse in der Planung Berücksichtigung gefunden haben. 
 
Das Ingenieurbüro STB Bauphysik GmbH hat eine bauphysikalische Bestandsuntersuchung, die auch 
Einzelbauteilnachweise gem. GEG enthält, durchgeführt. Der Bericht liegt den VPU unter Reiter J 
bei. Vor allem die Feuchtigkeitsschäden im Souterrain sind ausführlich beschrieben. Es werden 
Empfehlungen zu Schadensbeseitigung und Sanierung gegeben, die in die Kostenschätzung 
eingeflossen sind.  
 
5.4.2 Entwurf/ Funktion/ Gestaltung 
 
Haus 10 wurde 1912 – 14 errichtet und befindet sich neben der Hauptzufahrt am nördlichen Rand 
des Krankenhausgeländes. Das Gebäude hat 4 Geschosse (Souterrain (UG), Hochparterre (EG), 1. 
Obergeschoß und ein nicht ausgebautes Dachgeschoss). Souterrain und Hochparterre stehen seit 
mind. 2 Jahren leer. Hier war bisher die Pathologie untergebracht. Im 1. OG befinden sich 
Büroräume für die Krankenhausleitung. Das Dachgeschoss ist bis auf einen Raum, der eine 
Lüftungsanlage enthält, ungenutzt. Die Planungen sehen vor, das Ausbildungszentrum im Souterrain 
und im Hochparterre unterzubringen. 
Über zwei Eingänge (Westfassade und Südfassade), an den Stirnseiten liegende Treppenhäuser und 
einen mittig verlaufenden Gebäudeflur wird das Gebäude erschlossen. Beide Eingänge sind durch 
stattliche Portale hervorgehoben. Zukünftig soll der Eingang an der Süd-West-Ecke für das 
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Ausbildungszentrum zur Verfügung stehen. Der zweite Eingang dient zur Erschließung de Büroflächen 
im 1. OG (nicht Bestandteil der Baumaßnahme). Zusätzlich kann das Souterrain über die bereits 
vorhandene Rampe direkt erreicht werden. 
 
Die Planung sieht eine überwiegende Zusammenführung der Unterrichts- und Übungsräume im 
Untergeschoss (Souterrain) vor. Dort sind zwei Gruppenräume, das Skills Lab und zwei Klassenräume 
geplant. Aus dem großen Klassenraum, der auch für Veranstaltungen genutzt werden soll, führt eine 
Treppenanlage mit Sitzstufen in den Pausenhof. Im Hochparterre sind ein Klassenraum, 
Aufenthaltsbereiche für die Auszubildenden und die Räume der Schulleitung, Lehrer und 
Sozialpädagogen vorgesehen. Im Dachgeschoss wird eine neue zentrale Lüftungsanlage installiert. 
 
Zur besseren Belichtung und Belüftung erhalten einzelne Räume im UG neue Fensteröffnungen. Zudem 
werden großzügige Kellerlichtschächte angeordnet. Der Kellerabgang zu Raum 0.07 wird stillgelegt 
und als Lichtschacht ausgebildet.  Auf Grund von Feuchteschäden im UG müssen Teilbereiche der 
Außenwände freigelegt und abgedichtet werden. Die bauzeitlichen Fenster sind nur noch vereinzelt im 
Gebäude vorhanden. Die vermutlich aus der Sanierungszeit (ca. 1988) stammenden Verbundfenster 
befinden sich in einem guten Zustand und werden je nach Bedarf überarbeitet. Es ist geplant die an der 
Südseite liegenden Aufenthaltsräume des Souterrains mit außenliegendem Sonnenschutz zu versehen, 
um den sommerlichen Wärmeschutz zu gewährleisten. Der im Hochparterre bereits vorhandene 
außenliegende Sonnenschutz wird ggf. instandgesetzt. 
Im Bereich der Klassenräume werden einzelne Wände entfernt. Vereinzelt sind neue Zwischenwände 
erforderlich. 
Den VPU liegt ein Schallschutzgutachten vom Büro MOLL (Reiter L) bei. Das Ausbildungszentrum wird 
gemäß den Empfehlungen mit akustisch wirksamen Unterdecken, Deckensegeln und Wandpaneelen 
ausgestattet. Neuer Estrich wird als schwimmender Estrich verlegt. 
Schadstoffuntersuchungen haben ergeben, dass der Dachstuhl kontaminiert ist. Zwischen Treppenhaus 
und Technikraum im DG (Lüftungszentrale) muss ein luftdichter Erschließungsgang errichtet werden. 
 
Die inneren und äußeren Funktionsabläufe wurden im Prozess der VPU-Aufstellung eingehend erörtert, 
optimiert und zwischen dem Architekten, Bedarfsträger und Nutzer abgestimmt. 
 
5.4.3 Baukonstruktion 
 
Das Gebäude besteht aus einem West- und einem Ostflügel mit Mittelrisalit. Es besitzt ein 
ziegelgedecktes Hauptdach und zwei kleine Satteldächern über den Mittelrisaliten. Ursprünglich war 
das Gebäude als Mauerwerksbau mit Stahlsteindecken errichtet, hat allerdings in seiner 
Nutzungszeit zum Teil umfangreiche Änderungen erfahren. 1965 erfolgte der Einbau eines Aufzuges 
zum Leichentransport. Vermutlich Mitte der 1980er Jahre wurden in einem Teilbereich die Decken 
entfernt und Stahlbetondecken eingezogen. 
Im Innenbereich des Gebäudes verlaufen in Ost-West-Richtung zwei tragende Wände und quer 
dazu zwei weitere tragende Wände, welche in Fortsetzung die Mittelrisalite bilden. 
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Den VPU liegt ein Bericht Tragwerksplanung von GSE Ingenieur-Gesellschaft mbH unter Reiter G 
bei. Im Rahmen der Ertüchtigung des Gebäudes in den 1980er Jahren wurde eine umfangreiche 
Bestandsbewertung vorgenommen, so dass insgesamt erwartet wird, dass keine großflächigen 
Ertüchtigungen des Tragwerkes erforderlich sind.  
Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass die Konstruktion im Bereich der Kühlzellen (UG) nicht 
einsehbar ist und daher ihre Nutzbarkeit nicht eingeschätzt werden kann. Im weiteren Planungsschritt 
sollen die Kühlzellen entfernt werden um eine Begutachtung zu ermöglichen. 
 
5.4.4 Technische Ausrüstung 
 
Es ist geplant die gesamte Heizungsinstallation ab Übergabestation Fernwärme zu erneuern. Ebenso 
wird die gesamte Sanitärinstallation neu errichtet. Die Warmwasserzubereitung soll dezentral erfolgen. 
Eine Abwassergrundleitung muss erneuert werden. Eine neue zentrale Lüftungsanlage soll alle 
Aufenthaltsräume und die innenliegenden Sanitärräume versorgen. Der Serverraum wird mit einer Split-
Klimaanlage ausgestattet.  
 
Im Projekt soll von den Vorgaben der Verwaltungsvorschriften „Muster-Medienausstattung für Schulen“ 
sowie dem „Leitfaden für die Sanierung von Schulen“ in den folgenden Punkten abgewichen werden: 

- Entfall der Einbruchmeldeanlage 
Gemäß „Leitfaden für die Sanierung von Schulen“ ist eine Einbruchmeldeanlage (EMA) 
vorzusehen. Das Ausbildungszentrum befindet sich auf einem eingefriedeten 
Krankenhausgelände, welches an 365 Tagen geöffnet ist und nachts regelmäßig von einem 
Wachschutz bestreift wird. Eine EMA wird nicht als erforderlich erachtet. 

- Produktspezifische Allgemeinbeleuchtung 
Aus einem früheren Bauvorhaben hat der Bauherr Leuchten in einer größeren Anzahl vorrätig. 
Es ist angedacht, von den Grundsätzen der produktneutralen Ausschreibung abzuweichen und 
neue Leuchten entsprechend passend zu den vorhandenen Leuchten zu wählen. 

- Sicherheitsbeleuchtung über Notstrom-Diesel-Aggregat 
Der „Leitfaden für die Sanierung von Schulen“ sieht eine Sicherheitsbeleuchtung über 
Batterieanlage vor. Am Klinikstandort ist bereits ein mit Diesel betriebenes Notstromaggregat 
vorhanden, welches jedes Gebäude auf dem Gelände mit Sicherheitsstrom versorgt. Gemäß 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung stellt die Versorgung der Sicherheitsbeleuchtung über das 
vorhandene Notstromaggregat die wirtschaftlichste Variante dar. Die längere Umschaltzeit 
gegenüber der Batterieanlage ist gem. Brandschutzgutachten vertretbar. 

- Reduzierung der IuK-Dosen in den Klassenräumen (Netzwerkdosen) 
Abweichend von der „Muster-Medienausstattung für Schulen“ werden weniger Datenports 
benötigt. Den Auszubildenden werden Notebooks zur Verfügung gestellt, welche in die WLAN-
Infrastruktur eingebunden werden. 

Die Abweichungen wurden in den VPU ausreichend und nachvollziehbar dargelegt. 
 
Die Auflagen des Prüfvermerkes zur technischen Ausrüstung – SenStadt VI MI 37 mit der Kenn-Nr. 
7906 vom 21.10.24 - siehe Anlage - sind zu beachten und den weiteren Planungen zugrunde zu 
legen. Kostenveränderungen sind den Planungsunterlagen direkt zu entnehmen. 
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5.4.5 Außenanlagen  
 
Die Planung sieht vor den Bereich nördlich von Haus 10, zwischen der Grundstücksmauer und Haus 10, 
als Schulhof herzurichten und mit flexiblen Sitzmöglichkeiten auszustatten. Der Bereich ist ca. 450 m² 
groß und soll als grüner Pausenhof sowohl Möglichkeiten für Kommunikation und Beisammensein als 
auch Rückzug und Entspannung bieten. Die Planungen sehen dazu unterschiedliche Pflanzinseln und 
eine flexibel nutzbare Möblierung vor. Die neue Treppenanlage mit Sitzstufen aus dem UG bindet 
ebenfalls in den Pausenhof ein und bietet Aufenthaltsmöglichkeiten für die Auszubildenden.  
 
Neben der Gestaltung des Pausenhofes soll auch der Haupteingang der Schule aufgewertet werden. 
Hier sollen kleine Pflanzflächen entstehen, die Fläche mit Pflasterklinker befestigt und 14 
Fahrradstellplätze errichtet werden.  
 
Das bestehende Gebäude ist an das öffentliche Regenwassernetz angeschlossen. Im Rahmen der 
Vorplanung wurde eine Rigolenversickerung untersucht. Auf Grund der schlechten 
Versickerungsfähigkeit des Baugrundes und der fehlenden Möglichkeit zur Errichtung einer 
Versickerungsmulde (vorhandene Infrastrukturnetze und unterirdische Versorgungsgänge) erfolgt 
weiterhin die Einleitung ins öffentliche Regenwassernetz. 
  
5.4.6 Ausstattung 
 
Die Erstausstattung ist in den geprüften VPU brutto (incl. Eigeneinbringung) enthalten. In der weiteren 
Planung ist die Ausstattung im „Bruttoprinzip“ aufzustellen und der Eigeneinbringungsanteil zu 
verdeutlichen, um die Plausibilität der Kostengruppen 610 und 620 herzustellen und die Abgrenzung 
zu den Festeinbauten KG 380 und 470 auszuweisen.  
 
5.4.7 Ökologische Aspekte/ Nachhaltigkeit 
 
Ein ökologisches Gesamtkonzept liegt vor. Es wird erwartet, dass dieses Konzept im Zuge der 
Bearbeitung der Bauplanungsunterlagen (BPU) fortgeschrieben wird und die einzelnen 
Entscheidungskriterien zur Auswahl als Dokumentation den BPU beigefügt werden (siehe Leitfaden – 
Ökologisches Bauen – Anforderungen an Baumaßnahmen). 
 
Das Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
Kälteerzeugung in Gebäuden – Gebäudeenergiegesetz (GEG) vom 8. August 2020, trat am 
1. November 2020 in Kraft, die Änderungen zum GEG ab 1. Januar 2023. Das geltende GEG ist 
anzuwenden. 
Die aufgrund des Energieeinsparungsgesetzes erlassene EnEV-Durchführungsverordnung Berlin (EnEV-
DV Bln) vom 18.12.2009 (GVBl. S. 889), zuletzt geändert durch Verordnung vom 09.01.2018 (GVBl. S. 
144) gilt bis zum Erlass einer Verordnung zur Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) bzw. 
bis zu ihrer förmlichen Aufhebung weiter. Die EnEV-DV Bln behält ihre Wirksamkeit und mithin ihre 
Gültigkeit damit über den 01.11.2020 (Inkrafttreten des GEG) hinaus. 
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Den VPU liegt ein bauphysikalischer Nachweis des Ingenieurbüros STB Bauphysik GmbH (Reiter J) 
bei, der auch Einzelbauteilnachweise nach GEG enthält. 
 
Das Formblatt „Energiewirtschaftliche Gebäudekenndaten“ ist mit den BPU einzureichen.  
 
5.4.8 Barrierefreiheit 
 
Auf Grund der Ausbildungsspezifik ist eine barrierefreie Nutzung des Gebäudes nicht unbedingt 
erforderlich und auch nur mit erheblichem Mehraufwand möglich. 
Der als Veranstaltungsraum nutzbare Klassenraum ist allerdings schwellenfrei über die bereits 
vorhandene Rampe erreichbar. Im UG wird zudem ein barrierefreies WC angeordnet. 
Abstimmungen zu der Planung mit dem Beauftragten für Menschen mit Behinderungen fanden 
bereits statt. Eine Aktennotiz liegt den Unterlagen unter Reiter E bei. Im Zuge der 
Genehmigungsplanung muss ein Antrag auf Erleichterung beim Bauaufsichtsamt gestellt werden. 
 
5.4.9 Verträge / Honorare 
 
Verträge für die Leistungen bei  

- Projektsteuerung 
- Objektplanung - Gebäude und Innenräume  
- Fachplanung - Technische Ausrüstung 
- Fachplanung - Tragwerksplanung 
- Objektplanung - Freianlagen 

liegen den VPU als Hinterlegung der KG 700 unvollständig bei und sind mit den BPU nachzureichen. 
Für die Planungsleistungen sind die Verträge grundsätzlich vor Leistungserbringung abzuschließen. 
Die Vertragsmuster gemäß ABau sind zu verwenden.  
Im Rahmen meiner Prüfung wurde die KG 700 prozentual bewertet. 
Die Ausstattungsplanung ist entsprechend den erbrachten Leistungen anteilig zu honorieren. 
 
In den BPU sind die Honorare auf der Grundlage der im Vertrag vereinbarten Honorarparameter 
und der anrechenbaren Kosten der Kostenberechnung zu ermitteln. Die Honorarberechnungen sind 
einzeln zu belegen. 
 
Für die Leistungen der Untersuchungen, Gutachten, Beratungen und Abnahmen sind grundsätzlich 
mindestens drei Angebote einzuholen. 
 
Eine Zusammenfassung der Baunebenkosten (KG 700) ist aufzustellen. 
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5.4.11 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (WU) 
 
Es wurden in der Phase Vorplanung folgende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen erstellt: 

- Zentrale oder dezentrale RLT-Anlagen 
- Sicherheitsbeleuchtung über Notstrom-Diesel-Aggregat 

Diese und die noch ausstehenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bilden die Grundlage für die 
weiteren Entscheidungen des Bauherrn. Es wird darauf hingewiesen, dass in allen Planungsphasen 
kostenrelevanten Entscheidungen Untersuchungen von Varianten in Form von 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vorzuschalten sind. Dies gilt insbesondere für ökologische und 
energetische Maßnahmen. Die Abwägung ist zu dokumentieren (siehe Leitfaden für 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei der Vorbereitung von Baumaßnahmen). 
 
6. Auflagen für die weitere Bearbeitung 
 
1. Grundlage für die Aufstellung der BPU sind die gebilligten VPU. Die Auflagen unter Punkt 5 des 

Prüfvermerkes sind der weiteren Planung bzw. Ausführung zugrunde zu legen und umzusetzen.  
2. Die Aufstellung der BPU ist im Planungsbegleitenden Ausschuss (PBA) abzustimmen. 
3. Die festgesetzten Gesamtkosten sind als Obergrenze strikt einzuhalten. Eine Kostenminderung ist 

anzustreben. 
4. Sollte sich im Zuge der weiteren Bearbeitung der BPU herausstellen, dass die geprüften 

Gesamtkosten für die Realisierung der Baumaßnahme nicht ausreichen, sind Überlegungen zu 
Standardsenkungen und Kosten reduzierenden Planungsänderungen anzustellen und dem PBA 
zur Entscheidung vorzulegen. 

5. Für besonders kostenrelevante Entscheidungen der Baumaßnahme sind 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu erstellen und zu dokumentieren. 

6. Mit den BPU ist gem. ABau V 100.H Nr. 3.1 ein Vorschlag über die mit der ersten Ausschreibung 
zu erfassenden Leistungen (z.B. einbezogene Kostengruppen, Gewerke, Vergabesummen) 
einzureichen. 

7. Das Formblatt III 1325.H F „Energiewirtschaftliche Gebäudekenndaten“ - (siehe Punkt 5.4.7) ist 
mit den BPU einzureichen. 

8. Das ökologische Gesamtkonzept ist zu ergänzen/fortzuschreiben bzw. zu vertiefen.  
9. Die öffentlich-rechtliche Genehmigungsfähigkeit ist mit den BPU nachzuweisen. 
10. Weitere Einzelheiten sind den Planungsunterlagen direkt zu entnehmen. 
11. Mit den BPU ist die Bestätigung des Prüfsachverständigen gemäß § 1 Absatz 1 EnEV-DV Bln zur 

Vollständigkeit und Richtigkeit der Nachweise entspr. EnEV einzureichen. 
 
7. Hinweise für die weitere Bearbeitung 
 
1. Bei der weiteren Bearbeitung sind die gültigen Vorgaben/ Vorschriften der SenStadt zu 

beachten (Zusammenstellung im Internet unter www.berlin.de/sen/sbw/service). 
Insbesondere wird hingewiesen auf  
- Handbücher Design for all nach A-Bau, Richtlinie II 120,  
- Leitfaden für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (A-Bau Anhang 2),  
- Leitfaden „Ökologisches Bauen – Anforderungen an Baumaßnahmen“,  
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  SenStadt, Abteilung VI, 2007, 
- ABau V 100.H Nr. 3.1– Voraussetzung für den Beginn des Ausschreibungsverfahrens,  

  - Verwaltungsvorschrift Beschaffung und Umwelt – VwVBU 
2. Um sicherzustellen, dass alle Einzelkosten erfasst werden, wird bei der Erarbeitung der  

BPU auf die DIN-gerechte Aufstellung aller Kosten- und Flächenwerte hingewiesen (DIN 276 und 
DIN 277). 

3. Mit den BPU sind lesbare Unterlagen und DIN-gerechte Pläne einzureichen (u.a. Pläne 
maßstabsgerecht, Bemaßung, Beschriftung, vgl. BauVerfV). 

 
 
 
 
 
 VI MH 15 
























